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Gemeinden brauchen Geld, keine Vorschriften

Landesregierung soll Tagesbetreuungsgesetz im Bundesrat ablehnen

Stuttgart. Mehr Tagesbetreuung für Kleinkinder gibt es nur, wenn Städte und Gemeinden mehr Geld bekommen. Weitere gesetzliche Vorgaben, so der Gemeindetag, brauchen die Kommunen dazu nicht. Die Landesregierung solle den Gesetzentwurf im Bundesrat stoppen, schrieb der kommunale Landesverband jetzt an Sozialminister Dr. Friedhelm Repnik.

„Es ist keine Frage, dass mehr Ganztagesbetreuung für Kinder familienpolitisch erwünscht ist. Aber der Bedarf ist örtlich ganz unterschiedlich,“ sagte Gemeindetags-Beigeordneter Johannes Stingl nach der Beratung im Sozialausschuss des Verbands. „Ein stufenweiser, bedarfsgerechter Ausbau ist aber nur möglich, wenn die Finanzlage der Kommunen nachhaltig verbessert wird.“

Eine Gegenfinanzierung über Einsparungen bei der Zusammenlegung von Arbeitslosenhilfe und Sozialhilfe („Hartz IV“) sei, so Stingl, hochgradig unseriös. Statt Entlastungen könne es dabei zu neuen Belastungen der Kommunen kommen. „Mit virtuellen Einsparungen ist reale Kinderbetreuung nicht zu finanzieren,“ sagte Stingl. „Die Verknüpfung von Hartz IV mit der Kinderbetreuung ist überhaupt fragwürdig.“

Der von der Bundesregierung gewünschte Ausbau der Tagesbetreuung für 20 Prozent der Kleinkinder unter 3 Jahren würde allein in Baden-Württemberg jährlich Betriebskosten von rund 500 Millionen Euro verursachen, ermittelte der Gemeindetag. Die in der Gesetzesbegründung genannte Summe von rund 1,6 Milliarden Euro für alle alten Bundesländer zusammen reiche daher bei weitem nicht aus.
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